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Eine Einleitung zum Band
Magdalena von Drachenfels // Philipp O�ermann // Carmen
WunderlichExtreme politische Ansichten haben Konjunktur – die liberaleWerteordnung steht derzeit vor verschiedenen Herausforderungen.Auch in Deutschland wird die pluralistische Verfasstheit derGesellschaft in Frage gestellt. Auf der rechten und linken Seite despolitischen Spektrums sowie im Kontext islamistischer Strömungenradikalisieren sich Positionen. Mitunter geschieht dies unter Rückgriffauf antidemokratische Mittel bis hin zu Gewalt, und manche dieserAnsichten �inden sich durchaus auch in der Mitte der Gesellschaftwieder. Dabei stellen sich einige Fragen: Ab wann kann bei diesenProzessen von einer Radikalisierung gesprochen werden? Welcheindividuellen und kollektiven Faktoren spielen dabei eine Rolle? Wiekönnen Straftaten verhindert und liberale Werte und Institutionengestärkt werden? Welche Anreize zum Ausstieg aus extremistischenGruppen können geboten und welche Maßnahmen zurDeradikalisierung getroffen werden? Aber auch, wie viel Radikalitätmuss eine demokratische Gesellschaft eigentlich aushalten (können)?In der wissenschaftlichen wie praktischen Beschäftigung mit diesenThemen bleibt zudem offen, an welcher Stelle Prävention undDeradikalisierung ansetzen sollten, und ob beispielsweise Programmegegen politischen auch gegen religiösen Extremismus wirksam seinkönnen.Vor diesem Hintergrund entstand das vom Leibniz-Institut HessischeStiftung Friedens- und Kon�liktforschung koordinierte Projekt„Gesellschaft Extrem: Radikalisierung und Deradikalisierung inDeutschland“, in dessen Rahmen dieser Band erschienen ist.1 Gefördertvom Bundesministerium für Bildung und Forschung zielte das Projektdarauf ab, bestehende Wissensbestände innerhalb der Forschung zudiskutieren und praktische Umgangsmöglichkeiten mit der Thematikaufzuzeigen. Der vorliegende Band basiert auf einer im April 2018gestarteten Blogserie, in der Autorinnen und Autoren aus Wissenschaft



und Praxis die Erkenntnisse ihrer Arbeit im Kontext vonRadikalisierung und Deradikalisierung erläuterten. Die 21 Kapiteldieses Bandes beleuchten pointiert verschiedene Dimensionen desThemenbereichs „Radikalisierung und Deradikalisierung“. DiePhänomene werden aus verschiedenen Perspektiven alsgesamtgesellschaftliche Herausforderung betrachtet. Dabei diskutierendie Autorinnen und Autoren begrif�liche Grundlagen, die verbindendenElemente und Unterschiede der jeweiligen extremistischenStrömungen sowie das komplexe Gemenge an Faktoren, das Individuenin Radikalisierungsprozesse (und wieder heraus-) führen kann. DieFrage nach der Rolle der gesellschaftlichen Ebene und ob sich gargesamte Gesellschaften radikalisieren (können) wird ebenso diskutiertwie die Chancen und Risiken der praktischen Präventions- undDeradikalisierungsarbeit. Nicht zuletzt liefern die Beiträge konkreteHandlungsmöglichkeiten, die sich aus der Analyse der Phänomeneergeben.Wir hoffen, dass das vorliegende Buch den Wissensstand überRadikalisierung und Prävention sowie die Debatte in diesemForschungs- ud Handlungsfeld bereichert, indem es zu einemsachlichen und informierten Umgang mit der Thematik beiträgt unddarüber hinaus Denkanstöße liefert, die in adäquate Politik- undHandlungsoptionen umgesetzt werden können.2
1 Weitere Informationen und Forschungsergebnisse �inden sich unter https://gesellschaftextrem.hs�k.de.2 Die Beiträge stellen die Kontroversen im Forschungs- und Handlungsfeld „Radikalisierung und Prävention“ dar undsollen zur Diskussion anregen. Wir möchten uns insbesondere bei Klara Sinha und Karin Hammer für die Unterstützungbei der U� berarbeitung und Editierung des Bandes bedanken.

https://gesellschaftextrem.hsfk.de/


Abschni� A: Diskussion der Grundbegri�e

Auch kompakte Darstellungen komplexer Sachverhalte wie dervorliegende Band müssen auf einem Minimum an geteilten Begriffenau�bauen, um verständlich zu bleiben und Zugang zu verschiedenstenAdressatenkreisen zu �inden. Es ist daher unabdingbar, sich überbestimmte Grundbegriffe zu verständigen. Das bedeutet nicht, zuletztgültigen De�initionen und damit zwangsweiseMinimalbestimmungen zu gelangen. Doch sollte zumindest einBewusstsein für die Umstrittenheit mancher Begriffe vorhanden sein.Dies ist umso wichtiger, wenn wie in diesem Fall, ganz unterschiedlichePhänomene unter ähnlichen Fragestellungen erforscht werden sollen.Eine solche Begriffsarbeit leisten die drei ersten Beiträge in diesemBand. Schon im ersten Text zeigt Simon Teune auf, wie problematischeine geteilte Annahme über einen Begriff – hier „Extremismus“ – seinkann. Durch seine Allgegenwärtigkeit schreibe sich die Verwendung desExtremismus-Begriffs immer weiter fort (so auch im Titel unseresForschungsprojekts), obwohl damit ganz unterschiedliche Dingebenannt werden können. Politisch problematisch, so Teune, werde dieRede vom Extremismus, wenn sie den Raum für Dissenz innerhalbeiner Gesellschaft verkleinere. Entsprechend fordert er: „Statt über einLabel vermeintlich Klarheit herzustellen, braucht es eineAuseinandersetzung darüber, was konkret als problematischeEntwicklung gefasst wird.“U� ber den Anwendungsbereich von Begrif�lichkeiten, diesmalallerdings des Radikalisierungsbegriffs, wird auch in den nächstenbeiden Beiträgen gestritten. Abay Gaspar, Daase et al. sprechen sichgegen ein rein gewaltgebundenes Verständnis von Radikalisierung undfür ein weites Begriffsverständnis aus, das „die zunehmendegrundlegende Infragestellung der Legitimation einer normativenOrdnung und/oder die zunehmende Bereitschaft umfasst, dieinstitutionellen Strukturen dieser Ordnung zu bekämpfen“. Zwarstimmt Aziz Dziri zu, dass ein weiter Radikalisierungsbegriff vor allemin der vergleichenden Forschung durchaus angebracht sein könne. Er



gibt allerdings auch zu bedenken, dass manche Kontexte, insbesonderesolche, die (sicherheitsrelevante Handlungsoptionen nach sich ziehen,einen engen Radikalisierungsbegriff erforderlich machen. „EineA� nderung der Parameter und des Rahmens der De�inition“, so seineSchlussfolgerung, sollte daher an die je spezi�ische Nutzung des Begriffsangepasst werden.



Warum wir nicht vom „Extremismus“ reden
sollten
Simon Teune

In der sozialwissenschaftlichen Debatte über Radikalisierung hat es sich –
wie im politischen Raum – eingeschliffen, von Extremismus und
Extremistinnen bzw. Extremisten zu reden. Doch gerade wenn es darum
geht, Prozesse zu verstehen, die in der Befürwortung von Gewalt und
schließlich in Gewalthandeln enden, ist die Rede vom Extremismus nicht
nur intellektuell unbefriedigend, sondern politisch fatal. Das
Extremismuskonzept geht vielen in der Diskussion leicht über die Lippen,
weil es unterschiedliche Entwicklungen zusammenfasst, die eine offene
Gesellschaft in Frage stellen. Es schafft aber keinen Erkenntnisgewinn –
und wirft eine Reihe neuer Probleme auf: die Rede vom Extremismus
vernebelt den Blick auf gesellschaftliche Probleme, sie entlässt Akteure
aus der Verantwortung, die in diese Probleme verstrickt sind, und sie
distanziert diejenigen, die mit Deradikalisierungsprogrammen erreicht
werden müssen.In den Sozialwissenschaften �lammt die Diskussion über das Konzeptdes Extremismus immer wieder auf. Insbesondere in der Forschungzum Neonazismus ist es kritisch diskutiert und in der Konsequenz vonvielen in der Substanz abgelehnt worden. Auch wenn einige inForschung und Zivilgesellschaft den Begriff der extremen Rechtevorziehen, bleibt der Rechtsextremismus bis heute die dominanteBezeichnung. An dem Verlauf dieser Debatte zeigt sich die intellektuelleTrägheit, die den Gebrauch des Extremismuskonzepts insgesamtauszeichnet. Obwohl die Probleme des Begriffs ausgesprochen undanerkannt sind, wird er weiter verwendet und prägt damit den Blickauf die Welt in einer Weise, die auf mehreren Ebenen problematisch ist.
Ein vernebelter Blick auf gesellscha�liche ProblemeRechtsextremismus, Linksextremismus, islamistischer Extremismus –diese Begriffe schaffen Ordnung im politischen Koordinatensystem.Aber die vermeintliche Klarheit erweist sich bei näherer Betrachtung



als Illusion. Gerade der genannte Dreiklang vernebelt den Blick auf sehrunterschiedliche gesellschaftliche Kon�likte und Probleme. Auch wenndie Extremismusforschung Unterschiede zwischen den der Logik desVerfassungsschutzes folgenden Phänomenbereichen betont, läuft derAlltagsgebrauch allzu häu�ig auf eine Gleichsetzung hinaus. Dabei sindnicht alle Begriffe gleichermaßen klar konturiert, so dass deutlichwürde, von welchen gesellschaftlichen Akteuren und Problemlagenüberhaupt die Rede ist. Allein was unter „Rechtsextremismus“ zuverstehen sei, ist mehr oder weniger konsensfähig: dasZusammentreffen von völkischem Nationalismus, Ideologien derUngleichwertigkeit und der Bejahung von Gewalt. WelcheProblemkonstellation mit dem Begriff „islamistischer Extremismus“ zufassen ist und noch mehr, wie der Begriff „Linksextremismus“ inhaltlichbegründet werden kann, ist kaum befriedigend beantwortet worden.Im letzten Fall ist auf der einen Seite von totalitären Ideologien dieRede, die keine Pluralität zulassen und demokratischeOrganisationsformen ablehnen. Auf der anderen Seite wird unter„Linksextremismus“ gewaltförmiges Handeln und dessenantikapitalistische und anti-etatistische Legitimation gehandelt. Beideszusammen – eine Haltung der Einschränkung individueller Rechte unddie Befürwortung politischer Gewalt – ist aber nur in Bruchteilen beider radikalen Linken anzutreffen – trotzdem wird das Label deutlichfreigiebiger ausgegeben.Insbesondere dann, wenn es darum gehen soll,Radikalisierungsprozesse zu verstehen, die in Gewalthandeln enden, istes geradezu absurd, unterschiedliche Formen und Legitimationen derGewalt gemeinsam zu verhandeln. Dass dies die politische Konsequenzdes Extremismusparadigmas ist, zeigt der Versuch,Ausstiegsprogramme auf die radikale Linke zu übertragen –nachgewiesenermaßen ohne Erfolg. Statt über ein Label vermeintlichKlarheit herzustellen, braucht es eine Auseinandersetzung darüber, waskonkret als problematische Entwicklung gefasst wird. Nur so werdengesellschaftliche Probleme verhandelbar und für Zivilgesellschaft undstaatliche Stellen adressierbar.
S�llstellung gesellscha�licher Kon�ikte



Offene Gesellschaften entwickeln sich in der Aushandlung vonKon�likten weiter. Solche Kon�likte sind nicht aus der Welt zu räumen;sie bleiben in der Regel wegen unterschiedlicher Erfahrungen undInteressen bestehen. Die Formen, in denen solcheAuseinandersetzungen verlaufen, sind in großen Teilen eingeübt. DieAkteure beschränken ihre Handlungen dabei in der Regel selbst.Radikalisierung in Gewalthandeln, also die Hinwendung zu einer Formder Auseinandersetzung, die die Selbstbeschränkung aufgibt und dieIntegrität des Gegenübers in Frage stellt, geschieht insbesondere da, wodie öffentliche Aushandlung gesellschaftlicher Kon�likte verweigertwird.Die Rede vom Extremismus schlägt diese Richtung ein. Sie vermittelteine binäre und statische Vorstellung von gesellschaftlichen Kon�likten:auf der einen Seite die Extremistinnen und Extremisten, die es zubekämpfen gilt, auf der anderen die Mitte der Gesellschaft und diefreiheitlich-demokratische Grundordnung, die es zu verteidigen gilt.Dass der Streit in Demokratien eine zentrale Qualität ist, geht dabeiverloren. Ein Beispiel: Politische Gewalt, vom Steinewerfen beiDemonstrationen bis zum terroristischen Mord, ist tief verwurzelt inmännlicher Dominanzkultur. Wenn man diese Perspektive anerkennt,kommt ein Machtverhältnis in den Blick, das die Gesellschaft insgesamtdurchzieht. Misogyne Gewalt, männliches Anspruchsdenken, sindAlltag; sich dagegen zur Wehr zu setzen, Gewalt sichtbar zu machenund sie rechtlich zu sanktionieren, ist Gegenstand lang andauernderAuseinandersetzungen. Erst der Kampf um die Ahndung häuslicherGewalt hat Schutzmechanismen hervorgebracht, die Betroffenengrundlegende Rechte eröffnen. Den Ursprung politischer Gewalt inmännlicher Dominanzkultur zu thematisieren, ist deutlich invasiver, alssie in den Handlungsbereich des Extremismus zu verbannen. Es ruft dieVerantwortung jeder und jedes Einzelnen auf.
Exkulpa�on der Mi�eMit der Verlagerung gesellschaftlicher Probleme ins Außen suggeriertdas Extremismuskonzept, dass die demokratisch gesinntenBürgerinnen und Bürger, die so oft beschworene gesellschaftliche Mitteund der Verfassungsstaat Opfer der Extremistinnen und Extremisten



sind. Diese Vorstellung erweist sich als gefährliche Illusion, denn sieverschleiert, dass Radikalisierungsprozesse wesentlich vom Verhaltenstaatlicher, ökonomischer und zivilgesellschaftlicher Akteure abhängigsind. Untersuchungsausschüsse, Nebenklageanwältinnen und -anwälte sowie Rechercheinitiativen haben deutlich gezeigt, dasses das rechtsterroristische Netzwerk „NationalsozialistischerUntergrund“ ohne das Verhalten der Verfassungsschutzämternicht in der Form gegeben hätte. Der Zusammenschluss konnteso über Jahre rauben, bomben und morden.Bei den G20-Protesten erklärten die politisch Verantwortlichendie Gewalteskalation schnell mit der Durchtriebenheit„linksextremistischer Gewalttäter“ – und verschleierten damitdie komplexe Dynamik einer versammlungsfeindlichenPolizeistrategie, einer stigmatisierenden öffentlichen Debatteund der spezi�ischen Gelegenheitsstruktur zur Legitimation vonGewalthandeln, die sich alles andere als schicksalshaftentwickelte.Die Radikalisierung der völkischen Protestwelle, die mit denDemonstrationen von Pegida ihren zahlenmäßigen Höhepunktfand, ist nicht ohne die öffentlichen Debatten um die DresdnerProteste zu verstehen. Die schrillen Reaktionen aus Regierungund Parteien, die U� berhöhung der Ereignisse durch eineüberbordende Berichterstattung, haben die völkische Kritik anMedien und Regierung und damit die Stilisierung alsWiderstandsbewegung bestärkt. Gleichzeitig hat der Umgangmit Pegida einen Resonanzraum eröffnet, in dem die dortgeäußerten Forderungen, etwa die Einschränkung der Rechtevon Asylsuchenden, von politisch Verantwortlichen vollstrecktwurden.Wenn es um die Entwicklung von Gewaltorientierung geht, stehtniemand außerhalb einer gesellschaftlichen Dynamik, die für solcheFormen der Radikalisierung den Rahmen bietet. Es gibt in diesemZusammenhang keine unschuldige Position. Die Rede vom



Extremismus spricht aber alle Akteure frei, die nicht mit dem Labelbelegt werden. Sie entlässt sie damit aus der P�licht, die eigeneVerstrickung in gesellschaftliche Kon�likte und Machtverhältnisse zure�lektieren.
S�gma�sierungDie Rede vom Extremismus erweist sich auch im praktischen Umgangmit Radikalisierungsdynamiken als kontraproduktiv. Die Bezeichnung„Extremismus“ ist eine Feindbestimmung. Mit ihr ist bereits allesgesagt. Damit wird sie zum Teil des Problems: Sie distanziert undächtet Zielgruppen, die für Radikalisierung in die Gewalt anfällig sind.Deradikalisierungsprojekten wird damit der Zugang zu denen verbaut,die angesprochen werden sollen. Wenn die Beteiligung an einemProgramm mit der Zuschreibung „Extremistin“ bzw. „Extremist“einhergeht, erhöht das nicht nur die Schwelle des Einstiegs, es dürfteauch die Auseinandersetzung mit der eigenen Verstrickung kaummotivieren.Die Rede von „Extremistinnen“ bzw. „Extremisten“ suggeriert darüberhinaus, dass alle, die so bezeichnet werden, gleichermaßen eine Gefahrfür Demokratie und Menschenrechte sind. Dieses Mantra, das impolitischen Raum vor allem von Konservativen re�lexhaft zu hören ist,demotiviert und entfremdet insbesondere diejenigen, die sich gegenRassismus und völkische Ideologie engagieren. Das Stigma„Extremismus“ überlässt es im Zweifel denVerfassungsschutzberichten, darüber zu urteilen, wo die Grenze vonInnen und Außen verläuft. Dass dieses Konzept geradezu groteskunterkomplex ist, zeigt die Entwicklung der letzten Jahre. Weilrassistische und völkische Ressentiments weniger oder subtiler mitBezug zum historischen Nationalsozialismus artikuliert werden, sindsie lange als gesellschaftliche Herausforderung unterschätzt worden.Die „Lügenpresse“-Rufe und die rassistischen Attacken auf(vermeintliche) Ge�lüchtete und ihre Unterkünfte laufen unterhalb desRadars des Extremismus. In der Logik des Verfassungsschutzes sindnicht die Pegida-Demonstrationen als solche das Beobachtungsobjekt,sondern sie erscheinen als Aktionsfeld von Extremisten. Aus diesemBeispiel lässt sich aber auch ableiten, was die Leitplanken in der



Aushandlung gesellschaftlicher Kon�likte sein sollten. Auf denDemonstrationen von Pegida werden die Grundsätze der liberalenDemokratie offensiv in Frage gestellt. In der Auseinandersetzung mitdieser Herausforderung ist die Kategorisierung als extremistisch nichthilfreich. Der Maßstab der Kritik muss immer lauten: Inwiefernschränken Aussagen und Handlungen die Freiheiten und Rechte vonMenschen ein? Und inwiefern sind sie orientiert an einer pluralenDemokratie oder an einer autoritären Form politischer Organisation?Würden diese Fragen konsequent gestellt, gäbe es einen normativenNullpunkt, um auf einer gemeinsamen Basis unterschiedliche Wege derRadikalisierung in Gewalt zu diskutieren.


